
Recht, Arbeitssicherheit  und Gesundheit

Gesundheitssch utz des
Arbeitnehmers
Umfang der Fürsorgepf l icht des Arbeitgebers

Gut ein Drittel unseres Lebens verbringen wir am Arbeitsplatz. Da
erstaunt es wohl kaum, dass der Arbeitsplatz eine zentrate Rotte
für die Gesundheit einnimmt. Die Arbeitsbedingungen haben sich
zwar in den letzten Jahrzehnten - dank reduzierten
phy sikalische n, che mische n und biologische n Belastungen -

verbessert, der Gesundheitsschutz des Arbeitnehmers als Ausfluss
aus der gesetzlichen Fürsorgepflicht des Arbeitgebers birgt jedoch
nach wie vor Potenzial zur Verbesserung von Arbeitsbedingungen
in sich. Der nachfolgende aktuelle Bundesgerichtsentscheid zum
T h e ma "G e su ndhe its schutz d e s Arb eitnehm e r su v e r d e utli ch di e s.

lic. iur. Michel Rohrer,
Gesellschafter und Mitglied der
G e schäf tsl e itun g d e r J u sinf o
GmbH sowie Ge schäftsf ühre r
des VSU Verband Schweizer
U nf allv e rhütu ng sf irm e n.

Sachverhalt :  Der Kläger A,,  der an
einer schweren Rauchal lergie leidet,
arbeitete sei t  Oktober 2001 fur die
Beklagte B, AG lvl i t  Klage vom 17, Fe-
bruar 2003 verlangte der Kläger vom
Arbeitsgericht Zürich die Durchset-
zung eines umfassenden Rauchver-
botes in al len Räumen seiner Arbeits-
umgebung, Das Arbeitsgericht und
auch das 0bergericht des Kantons
Zürich wiesen die Klage des Klägers
jedoch ab, Nach Auffassung der kan-
tonalen Instanzen sei die Beklagte
ihren Fürsorgepf l ichten hinreichend
nachgekommen, indem rn al len Räu-
men, die der Kläger während der
Arbeit  aufsuchen musste, mit  Aus-
nahme des Sitzungszimmers ausser-
halb der Sitzungen und der Gänge ein
Rauchverbot galt,

Recht l iches: Der Arbeitgeber ist
gemäss Art ,  328 Abs I  0R2 verpf l ich-
tet,  die Persönl ichkeitsgüter der Ar-
beitnehmenden zu achten und zu
schützen und auf deren Gesundheit
gebührend Rucksicht zu nehmen, Er
hat sich jedes durch den Arbertsver-
trag nicht gerechtfertigten Eingriffs
in die Persönl ichkeitsrechte zu ent-
halten und diese auch gegen Eingri f fe
Vorgesetzter, lVitarbeiter oder Dritter
zu schutzen, Der Arbeitgeber hat da-
bei jene Massnahmen zu tref fen, die
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nach der Erfahrung notwendig, nach
dem Stand der Technik anwendbar
und den Verhältnissen des Betr iebes
angemessen und zumutbar sind, Dies
bezieht s ich jedoch nicht nur auf
Massnahmen zum Schutz vor Berufs-
unfal len, sondern ganz al lgemern vor
Gesundheitsschadigungen, die sich
aus der Berufsausubung ergeben
können3, Dazu gehört  die Pf l icht,  fur
eine einwandfreie Beschaffenheit der
Arbeitsräume zu sorgen, so dass die
Gesundheit  der Arbeitnehmenden
nicht gefährdet ist, Die Pflicht er-
streckt s ich aber auch auf andere
Räume, mit  denen die Arbeitneh-
menden in Berührung kommen, z,  B,
Zugänge zur Arbeitsstätte,  Treppen,
Aufzüge, Korridore, Pausen-, Wasch-
und Ankleideräume, Toi let ten, Kuche
U5W,

Noch etwas weiter als das OR geht
sogar das Arbeitsgesetz bzw, die ent-
sprechende Verordnunga, Nach Art ,  1 9
ArGV3 hat der Arbeitgeber im Rah-
men der betr iebl ichen Mögl ichkeiten
dafür zu sorgen, dass die Nichtrau-
cher nicht durch das Rauchen anderer
Personen beläst igt  werden, Wie der
Titel  <Nichtraucherschutz> anzeigt,
sol len mit  dieser Best immung Nich-
traucher vor Beläst igungen durch
Passivrauchen bewahrt werden,

Erwägungen des Bundesge-
r ichts:  Der Schutzbereich der Fürsor-
gepflicht umfasst auch die subjektive

Empfindung der Belästigung und da-
mit  mehr als die Gesundheit  selbst
und das entsprechende Risiko

Auf Verlangen betroffener nichtrau-
chender Arbeitnehmer ist  unter Um-
ständen ein Rauchverbot zu er lassen,

Die Schutzmassnahmen des Arbeit-
gebers sol len zwar den Betr iebsablauf
sowie das Arbeitskl ima nicht beein-
trächt igen und auch keine Diskr imi-
nierung der Raucher darstel len, Die
Verhängung eines Rauchverbots ist
aber stets zulässig, sofern es der Be-
tr iebssicherheit  oder dem Schutz des
Nichtrauchers dient,

Als Voraussetzung für die Anordnung
entsprechender Schutzmassnahmen
muss ein prakt isches Bedürfnis be-
stehen, sie müssen dem aktuel len
Stand der Technik entsprechen und
angesichts der Eigenheit  des Betr ie-
bes verhältnismässig und wirtschaft-
l ich tragbar sein, wobei aber dem Ge-
sundheitsschutz stets erste Prior i tät
zuKommt,

Abschl iessende Bemerkungen:
Zu beachten ist ,  dass im vorl iegenden
Fal l  weder der al lgemeine Schutz vor
dem Passivrauchen noch der gene-
rel le Schutz des Arbeitnehmers vor
der Beläst igung durch Tabakrauch zur
Debatte gestanden ist  Es ging viel-
mehr darum, den voraussehbaren
Ausbruch der Rauchal lerqie und damit



Recht, Arbeitssicherheit  und Gesundheit

den Eintritt einer Gesundheitsschädi-
gung des gegen Rauch allergischen
Arbeitnehmers zu verhüten,

In einem solchen Zusammenhang
können weitergehende Massnahmen
gerechtfertigt erscheinen als in Bezug
auf den Schutz ugewöhnlicher> Nicht-
raucner,

Diese Rechtslage haben die Vorin-
stanzen gemäss dem Bundesgericht
verkannt, indem sie annahmen, die
Beklagte sei mit den angeordneten
Rauchverboten, mit Ausnahme für
die Gänge und das Sitzungszimmer,

ihrer Fürsorgepflicht hinlänglich nach-

9eKOmmen,

Vodiegend hatte der Arbeitgeber so-
mit seine Fürsorgepflicht verletzt,
weil er das zum Schutze der Gesund-
heit des allergischen Arbeitnehmers
Notwendige nicht vorgekehrt hatte,
obwohl dies nach dem Stand der
Technik möglich und unter Berück-
sichtigung der gesamten Umstände
zumutbar gewesen wäre, mr

Weitere Angaben oder Unterstüt-
zung erhalten Sie unter:
www,gesundheitsfoerderung,ch

wwwkmu-vital,ch
www,suva,cn i
www,arbeitsmedizin,ch
www,vSu,cn
wwwjusinfo,net

r BGE 132 lll 257 vom 8, Februar 2006,
Geben Sie einfach die Nr, 4C,354i2005
unter Urteile ab 2000 auf der Seite
www,legalswiss,ch ein und Sie können
den Gerichtsentscheid im Volltext lesen,

2 OR ist die Abkürzung für das Schweize-
rische 0bligationenrecht,

3 Art, 328 Abs, 2 0R,
4 ArGV,


